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1. Zusammenfassung 

Die Konferenz schweizerischer Erziehungsdirektoren (EDK) hat am 20. Juni 2013 die Interkanto-
nale Vereinbarung über den schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulkonkordat) zu Han-
den der kantonalen Beitrittsverfahren verabschiedet. Dieses läuft jetzt in den einzelnen Kantonen. 
Das Konkordat bildet die rechtliche Grundlage für das vom Hochschulförderungs- und Koordinati-
onsgesetz (HFKG) vorgesehene Zusammenwirken von Bund und Kantonen im gesamten Hoch-
schulbereich d.h. unter Einbezug der Universitäten und der Fachhochschulen. Die Grundlage 
dafür bietet Artikel 63a der Bundesverfassung. 
 
Das Hochschulkonkordat ist in seinen Inhalten wesentlich vom HFKG vom 30. September 2011 
vorbestimmt. Mit einem Beitritt zum Konkordat stimmen die Kantone also den Inhalten des HFKG 
zu. Vor allem aber schaffen sie mit einem Beitritt die rechtliche Grundlage dafür, in den vorgese-
henen Organen mitwirken zu können.  
 
Zu den Themen, die nicht vom HFKG vorbestimmt und nur im Hochschulkonkordat geregelt sind, 
gehören insbesondere die Zusammensetzung des strategisch massgeblichen Hochschulrats und 
die Gewichtung der Stimmen in diesem Gremium.  
 
Ohne einen Beitritt aller Kantone zum Konkordat kann das HFKG nicht wie vorgesehen umge-
setzt werden. Der Vorstand der EDK kann das Hochschulkonkordat allerdings in Kraft setzen, 
sobald ihm 14 Kantone – darunter mindestens acht Universitätskantone – beigetreten sind.  
 
Es ist davon auszugehen, dass die Kosten für das Hochschulkonkordat sich im Rahmen der ak-
tuellen administrativen Aufwendungen für die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) und 
dem Eidgenössischen Fachhochschulrat (EFHR) bewegen. Der baselstädtische Beitrag dazu 
betrug im Rechnungsjahr 2012 rund 135‘000 Franken. 

2. Bildungspolitischer Hintergrund 

Das Hochschulkonkordat bildet ein notwendiges Element zur Umsetzung des von den Eidgenös-
sischen Räten im September 2011 verabschiedeten Hochschulförderungs- und Koordinationsge-
setzes (HFKG). Der Verabschiedung dieses Gesetzes war eine lange Beratungs- und Konsultati-
onsphase bei den verschiedenen Akteuren des schweizerischen Hochschulwesens 
vorausgegangen. Der Kanton Basel-Stadt hatte sich aktiv in diesen Prozess eingebracht, blieb 
aber mit seinen Vorschlägen für ein einfacheres und mehr an den Leistungsträgern orientiertes 
System in der Minderheit. Dementsprechend kritisch hat sich der Regierungsrat in der Vernehm-
lassung geäussert. Einzelne Vorschläge wurden allerdings aufgenommen, wie etwa die Betonung 
der Hochschulautonomie und eine klare Abgrenzung der gesamtschweizerischen Planung von 
jener der Hochschulen. 

2.1 Kooperativer Bildungsraum 

Am 21. Mai 2006 nahmen das Schweizer Stimmvolk und alle Stände die revidierten Bildungsar-
tikel der Bundesverfassung an (85,6 % Ja-Stimmen). Mit den revidierten Bildungsartikeln wurde 
die bisherige Kompetenzordnung im Bildungswesen, bei der die Kantone die Hauptverantwor-
tung tragen, grundsätzlich bestätigt. Im Hochschulbereich sollen Bund und Kantone auch künftig 
gemeinsam für die Koordination in diesem Bildungsbereich sorgen, zu dem universitäre Hoch-
schulen, Fachhochschulen und Pädagogische Hochschulen gehören. 
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Für die Umsetzung dieses Verfassungsauftrags braucht es drei Erlasse (Grafik 1): 

1) Ein Bundesgesetz, das gemäss Bundesverfassung die Grundsätze der Hochschulkoordinati-
on festlegt; für den Bund ist es auch die Grundlage für seine Hochschulförderung. Am 30. Sep-
tember 2011 haben die eidgenössischen Räte das «Bundesgesetz über die Förderung der 
Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich» (HFKG) erlassen. 
 
2) Ein Hochschulkonkordat zwischen den Kantonen, das sich auf dieses Gesetz stützt. Die 
EDK hat die «Interkantonale Vereinbarung über den schweizerischen Hochschulbereich» (Hoch-
schulkonkordat) am 20. Juni 2013 verabschiedet. Mit der Verabschiedung des Konkordats kön-
nen nun die Beitrittsverfahren in den Kantonen beginnen. Der Entscheid zum Beitritt obliegt je-
dem Kanton beziehungsweise dessen Parlament. Damit der Vorstand EDK über das 
Inkrafttreten beschliessen kann, müssen dem Konkordat vierzehn Kantone beigetreten sein, 
davon acht Kantone des bestehenden Interkantonalen Konkordats über universitäre Koordinati-
on vom 9. Dezember 1999; dieses Konkordat der Universitäts-Kantone wird durch das neue 
Hochschulkonkordat abgelöst.  
 
3) Das Bundesgesetz und das Hochschulkonkordat ermächtigen den Bundesrat resp. die Konfe-
renz jener Kantone, die dem Konkordat beigetreten sind (Konferenz der Vereinbarungskantone) 
zum Abschluss einer Zusammenarbeitsvereinbarung, welche die gemeinsamen Organe 
schafft. Diese kann vom Bund und von der Konferenz der Vereinbarungskantone unterzeichnet 
werden, sobald das Gesetz und das Konkordat in Kraft sind.  
 

Rechtlicher Rahmen der künftigen Hochschulkoordination  
Grafik 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Wie bisher bleibt die Ausgestaltung des Hochschulraums ein Ergebnis des Zusammenwirkens 
vom Bund und Kantonen. Der Bund tritt einerseits als Träger des ETH-Bereichs und andererseits 
als Subventionsgeber für die kantonalen Universitäten und Fachhochschulen – aber nicht für die 
Pädagogischen Hochschulen – auf. Ausserdem ist der Bund mit dem Schweizerischen National-
fonds (SNF) und der Kommission für Technologie und Innovation (KTI) ein massgeblicher Förde-
rer der Grundlagen- wie der angewandten Forschung. Die Koordination unter den einzelnen   
Akteuren erfolgte bisher einerseits im Rahmen der Schweizerischen Universitätskonferenz (SUK) 
und andererseits im Rahmen des Eidgenössischen Fachhochschulrats (EFHR). Für die Pädago-
gischen Hochschulen erfolgte die Koordination im Rahmen der Schweizerischen Erziehungsdi-
rektorenkonferenz (EDK). Jede dieser Konferenzen, in welche die Bildungsdirektorinnen und  
Bildungsdirektoren der betreffenden Hochschulträger zusammen mit dem Staatssekretariat für 
Bildung und Forschung (SBFI) und dem Amt für Berufsbildung und Technologie (BBT) Einsitz 
hatten, verfügte für den jeweiligen Hochschultypus über eine Rektorenkonferenz. Neu ist nun, 
dass alle Hochschultypen auf einer Gesetzesgrundlage und im Rahmen einer Hochschulkonfe-
renz unter dem Vorsitz eines Bundesrats gesteuert werden. Dementsprechend gibt es neu auch 
die umfassende Rektorenkonferenz «swissuniversities», wenn auch unterkammert in spezifische 
Rektorenkonferenzen für die Universitäten, die Fachhochschulen und Pädagogischen Hoch-
schulen. 

Bundesverfassung: Art 63a (Hochschulen) 

Bundesrecht 
 

Bundesgesetz HFKG 

Interkantonales Recht 
 

Hochschulkonkordat * Zusammen-
arbeitsver-
einbarung 

Schaffung gemeinsamer 
 Organe 

*Der Entscheid zum Beitritt obliegt jedem 
Kanton (kantonales Parlament). 
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Rektorenkonferenz der 
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2.2 Grundsätze der künftigen Hochschulkoordination 

Das HFKG ist ein Koordinationsgesetz und Förderungsgesetz. Es regelt die gesamtschweizeri-
sche Koordination, die konkrete Ausgestaltung des Portfolios der Hochschulen bleibt Sache 
der autonomen Institutionen resp. ihrer Träger. Das HFKG setzt also voraus, dass jede Hoch-
schule und Hochschulinstitution von Bund und Kantonen – auch weiterhin – über eine eigene 
Gesetzesgrundlage des jeweiligen Trägergemeinwesens verfügt. Das HFKG regelt die Ziele und 
die Grundsätze von Organisation und Verfahren der gemeinsam wahrgenommenen Koordinati-
on. Die Kantone haben sich in der Vernehmlassung mit der Stossrichtung des Gesetzes mehr-
heitlich einverstanden erklärt. Wesentliche Prinzipien sind: 

Gesamtheitlicher Hochschulbereich: Für universitäre Hochschulen, Fachhochschulen und 
Pädagogische Hochschulen gelten erstmals gemeinsame Kriterien. Gleichzeitig bleibt die Eigen-
ständigkeit der Hochschul-Typen gewährleistet: Die Fachhochschulen und Pädagogischen 
Hochschulen sind stärker berufs- und anwendungsorientiert, die Universitäten stärker grundla-
genorientiert. 

Ein Gesetz: Die heutigen Bundesgesetze für die Universitäten und die Fachhochschulen wer-
den durch ein Bundesgesetz abgelöst. Die Organstruktur mit ihren Unterorganen ergibt sich aus 
der Zusammenarbeitsvereinbarung zwischen Bund und Kantonen (vgl. Grafik 2). 

Einbezug aller Kantone: Alle Kantone sind heute Träger von Hochschulen oder an Träger-
schaften von Hochschulen beteiligt und leisten Beiträge über die Interkantonalen Finanzierungs-
vereinbarungen IUV (Interkantonale Universitätsvereinbarung) und FHV (Interkantonale Fach-
hochschulvereinbarung). Die Bundesverfassung sieht denn auch vor, dass alle Kantone an der 
Hochschulkoordination beteiligt sind. Die neue Schweizerische Hochschulkonferenz tagt in zwei 
Versammlungsformen: Als Plenarversammlung ermöglicht sie den Einbezug sämtlicher Kantone. 
Als Hochschulrat gewährt sie eine angemessene Gewichtung der Trägerkantone.  

Transparenz bei der Finanzierung: Das HFKG schafft die Grundlage für eine erhöhte Transpa-
renz bei der Hochschulfinanzierung. Die gesamte Grundfinanzierung der Hochschulen – die 
Grundfinanzierung des Trägers, die interkantonalen Beiträge und die Bundesbeiträge – soll sich 
künftig an einem Referenzkostenmodell orientieren. 

Verlässlichkeit des Bundes bei den Grundbeiträgen: Die Beitragssätze des Bundes an die 
Hochschulen sind im Gesetz fest vorgeschrieben. Sie betragen 30 % bei den Fachhochschulen 
und 20 % bei den kantonalen Universitäten. Die Finanzierung der Pädagogischen Hochschulen 
obliegt weiterhin den Kantonen allein. 
 
Träger bleiben autonom: Die Trägerkantone und Hochschulen behalten ihre Autonomie. Eine 
Ausnahme bilden die «besonders kostenintensiven Bereiche», wie beispielsweise die Medizin 
oder die Spitzenforschung in den Naturwissenschaften. Hier kann die Schweizerische Hoch-
schulkonferenz Vorgaben machen.  
 
Stark vereinfacht ergibt sich die nachstehende Organstruktur: 
Grafik 2 

 

 
 
 

 
 

 
 
 
 

Kantone Bund 
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Die Rektorenkonferenz der schweizerischen Hochschulen hat sich bereits vorweg unter dem Namen 
«swissuniversities» konstituiert. Die Teilkonferenzen der Universitäten, der Fachhochschulen und der Pä-
dagogischen Hochschulen treten also bereits jetzt national und international unter gemeinsamem Label 
auf.  
 
Das HFKG definiert folgende Zuständigkeiten der Schweizerischen Hochschulkonferenz: 

- Plenarversammlung: Die Plenarversammlung kann beispielsweise die Referenzkosten und Beitragska-
tegorien festlegen oder Empfehlungen für die Gewährung von Stipendien und Darlehen formulieren. 

- Hochschulrat: Der Hochschulrat kann u.a. Vorschriften erlassen über die Studienstufen und deren 
Übergänge, die einheitliche Benennung der Titel, die Durchlässigkeit und Mobilität, die Anerkennung 
von Abschlüssen usw. 

2.3 Die Inhalte des Hochschulkonkordats  

Konkordate sind interkantonales Recht und haben für die beitretenden Kantone verbindlichen 
Charakter. Nach der Verabschiedung des Konkordats durch die EDK bestimmt jeder Kanton 
über seinen Beitritt. Wie in der Mehrheit der Kantone obliegt dieser Entscheid in Basel dem 
Grossen Rat. Das Konkordat stellt für die Beitrittskantone die rechtliche Grundlage  für die Kom-
petenzdelegation an die gemeinsamen Organe, insbesondere an die Schweizerische Hoch-
schulkonferenz, dar. 
 
Das Hochschulkonkordat ist in wesentlichen Teilen vom HFKG vorbestimmt; es enthält deshalb 
verschiedentlich Verweise auf das HFKG.  
 
Zweckartikel (Art. 1): Das Hochschulkonkordat übernimmt den im HFKG definierten Zielkatalog 
(Art. 3 HFKG). 
 
Geltungsbereich (Art. 3): Das Hochschulkonkordat definiert den Geltungsbereich in Analogie zu 
Artikel 2 HFKG. Das Konkordat ist anwendbar auf kantonale und interkantonale Universitäten, 
Fachhochschulen und Pädagogische Hochschulen sowie von den Kantonen geführte Institutionen 
der Hochschullehre (anerkannt vom Bund). 
 
Gemeinsame Organe (Art. 5): Das Hochschulkonkordat nimmt Bezug auf die gemeinsamen 
Organe gemäss HFKG. Das HFKG regelt die Zuständigkeiten, die Organisation und die Be-
schlussverfahren der gemeinsamen Organe; gewisse untergeordnete Aspekte sind in der Zu-
sammenarbeitsvereinbarung enthalten. 
 
2.4 Der Hochschulrat 

(Art. 6): Die Anzahl von 14 Kantonsvertretungen im Hochschulrat bestimmt das HFKG. Wer im 
Hochschulrat vertreten ist, bestimmt hingegen das Hochschulkonkordat. Artikel 6 Absatz 3 be-
stimmt, dass im Hochschulrat die 10 Kantone vertreten sind, die dem bestehenden Interkantona-
len Konkordat über universitäre Koordination vom 9. Dezember 1999 beigetreten sind. Das sind 
die Kantone Zürich, Bern, Waadt, Genf, Freiburg, St. Gallen, Basel-Stadt, Luzern, Tessin und 
Neuenburg. Die Konferenz der Vereinbarungskantone wird weitere vier Vertretungen der Trä-
gerkantone – jeweils auf vier Jahre gewählt – bestimmen.  
 
2.4.1 Auswirkungen auf die Haltung der Trägerkantone der Universität Basel 

Mit dieser am bisherigen Universitätsförderungsgesetz (UFG) orientierten Zusammensetzung 
des strategisch entscheidenden Hochschulrats wird weder der aktuellen Hochschullandschaft 
noch dem Beitrag der Leistungsträger – insbesondere des neuen Universitätskantons Basel-
Landschaft – Rechnung getragen. Die starke Orientierung an der bisherigen Universitätskonfe-
renz negiert auch die Tatsache, dass mit dem neuen HFKG der gesamte Hochschulraum, also 
auch die Fachhochschulen, gestaltet werden soll. In dieser Zusammensetzung wird der Hoch-
schulrat nur ungenügend auf Änderungen im Hochschulwesen reagieren können. Dies zeigt  
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allein die Tatsache, dass die Akteure des entstehenden Hochschulraums nicht in der Lage wa-
ren, der Gegebenheit Rechnung zu tragen, dass seit 2006 mit dem Kanton Basel-Landschaft ein 
neuer und potenter Hochschulträger die Bühne betreten hat. 
 
Dabei verlangen die Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft seit dem Jahr 2005 die Aner-
kennung des Kantons Basel-Landschaft als Universitätskanton. Seitens des Bundesrats und der 
EDK wurde stets in Aussicht gestellt, dass diese zukunftsweisende Form der Universitätsträger-
schaft und das damit verbundene Engagement des Kantons Basel-Landschaft für den gesamt-
schweizerischen Hochschulraum im neuen HFKG ihren Ausdruck finden solle. Aufgrund dieser 
Zusicherung verzichteten die Kantone Basel-Stand und Basel-Landschaft auf die Forderung ei-
ner umfangreichen Revision der jetzt noch geltenden Gesetze. Dafür brachten sie in der Ver-
nehmlassung zum HFKG und bei weiteren Gelegenheiten einen zukunftsweisenden flexiblen 
Vorschlag zur Zusammensetzung des Hochschulrates ein. Anstatt diese strategisch wichtige 
Frage im Rahmen des HFKG zu lösen, änderte der Bundesrat die Vernehmlassungsvorlage und 
übertrug die Regelung der Zusammensetzung des Hochschulrats dem Hochschulkonkordat, d.h. 
faktisch der EDK.  
 
Das Resultat der EDK-internen Beratungen ist im vorliegenden Konkordat ablesbar. Obwohl 
auch hier die beiden Basel sich im Rahmen der Vernehmlassung zusammen mit anderen städti-
schen Kantonen vehement für eine neue und leistungsorientierte Zusammensetzung des Hoch-
schulrats einsetzten, negiert die Zusammenarbeitsvereinbarung, dass seit dem Abschluss des 
Staatsvertrags über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel der Kanton Basel-
Landschaft als vollgültiger Universitätsträger anzusehen ist und deshalb im neuen Hochschulrat 
wie die anderen zehn Universitätskantone mit festem Sitz und fester Stimme repräsentiert sein 
muss. Eine Anerkennung des Kantons Basel-Landschaft als Universitätskanton und damit eine 
Verschiebung des Stimmgewichts im Hochschulrat in Richtung der leistungserbringenden Kan-
tone ist nicht im Interesse der Mehrheit der Konkordatskantone. Da sie nicht selbst eine Hoch-
schule führen, sondern als «Kunden» im Rahmen bspw. der interkantonalen Universitätsverein-
barung (IUV) resp. der Interkantonalen Fachhochschulvereinbarung (FHV) an den 
Dienstleistungen der Trägerkantone partizipieren, sind sie tendenziell am Erhalt der gegebenen 
Struktur interessiert, die ein Übergewicht der leistungsempfangenden Kantone garantieren. 
 
Die jetzt beschlossenen Zusammensetzung des Hochschulrats steht auch im Widerspruch zur 
Gegebenheit, dass die Eidgenössischen Räte mit der Überweisung der Motion Janiak im Mai 
2012 dem Bundesrat den Auftrag gegeben haben, den Kanton Basel-Landschaft gemäss gel-
tenden Gesetzen als Universitätskanton anzuerkennen. Mit dem vorliegenden Konkordatstext 
ignoriert die Erziehungsdirektorenkonferenz dieses Votum der Eidgenössischen Räte und ver-
unmöglicht dem Bundesrat die Erfüllung des parlamentarischen Auftrags. Dieses Ergebnis ist 
umso schwerer verständlich, als sich die EDK damit gegen den Bund als Hauptkoordinations-
partner im Rahmen des HFKG positioniert. Ein solcher Auftrag erschwert das Zusammenwirken 
von Bund und Kantonen bei der Gestaltung der schweizerischen Hochschullandschaft. 
 
Immerhin konnten die Bildungsdirektoren der beiden Basel mit ihren Interventionen einen Kom-
promiss erreichen. Die vier «offenen» Sitze, die nicht einem Universitätskanton gemäss UFG 
zugeschrieben werden, sollen jeweils auf vier Jahre vom Hochschulrat bestimmt werden, statt – 
wie im ursprünglichen Entwurf vorgeschrieben – einer der vier Regionalkonferenzen der EDK 
zugeschrieben zu werden. Mit der offeneren Lösung besteht die Option, dass die Konferenz je-
weils der Sonderleistung des Kantons Basel-Landschaft für den Hochschulraum Rechnung trägt 
und ihn in den strategisch relevanten Hochschulrat delegiert. 
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Vertretung im Hochschulrat 

Grafik 3 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Gewichtung der Stimmen für Beschlüsse im Hochschulrat (Art. 7): Für den Grossteil der Entscheide 
im Hochschulrat braucht es zwei Drittel der Stimmen der Kantonsvertreter + die Stimme des Bundes + ein 
einfaches Mehr an Punkten, die das Hochschulkonkordat auf die Vertreter der Kantone gemäss ihren Stu-
dierendenzahlen verteilt. Der Kanton Zürich hat beispielsweise 42 Punkte, der Kanton Waadt 19 und der 
Kanton Tessin 6 Punkte.  

2.5 Finanzierung und weitere Bestimmungen 

Finanzierungsschlüssel für die kantonsseitige Mitfinanzierung der gemeinsamen Organe 
(Art. 8): Die für die Kantone anfallenden Kosten für die Schweizerische Hochschulkonferenz 
werden nach Einwohnerzahl (50 % der Kosten) und Studierendenzahl (50 % der Kosten) aufge-
teilt. Die Kosten der Rektorenkonferenz, sofern es um die Erfüllung von Aufgaben gemäss 
HFKG geht, und des Akkreditierungsrats und seiner Agentur, soweit sie nicht über Gebühren 
gedeckt werden können, übernehmen die Mitglieder des Hochschulrats im Verhältnis zu ihren 
Studierendenzahlen. Die Hälfte der Kosten übernimmt jeweils der Bund.  

Fortsetzung von IUV und FHV (Art. 11): Die Beitragszahlungen eines Kantons für seine Studie-
renden, die ausserhalb des Wohnkantons studieren, werden weiterhin über die bestehenden 
Finanzierungs- und Freizügigkeitsvereinbarungen geregelt. Es sind dies die Interkantonale Uni-
versitätsvereinbarung (IUV) und die Interkantonale Fachhochschulvereinbarung (FHV). 

Weitere Bestimmungen: Weiter enthält das Hochschulkonkordat verschiedene Bestimmungen, 
welche den Vollzug des Konkordats regeln wie den Titelschutz (Art. 12), die Konferenz der Ver-
einbarungskantone (Art. 9), Vollzug und Geschäftsstelle (Art. 13), Streitbeilegung (Art. 14), Bei-
tritt (Art. 15), Austritt (Art. 16), Inkrafttreten (Art. 17). 
 
Inkrafttreten: Der Vorstand der EDK kann über das Inkrafttreten des Hochschulkonkordats ent-
scheiden, sobald ihm 14 Kantone beigetreten sind (Art. 17). Unter diesen 14 Kantonen sind min-
destens acht Kantone, die dem bestehenden Interkantonalen Konkordat über universitäre Koor-
dination vom 9. Dezember 1999 beigetreten sind, also Zürich, Bern, Waadt, Genf, Freiburg, St. 
Gallen, Basel-Stadt, Luzern, Tessin und Neuenburg. Ab Inkrafttreten des Hochschulkonkordats 
und des HFKG ist der Abschluss der Zusammenarbeitsvereinbarung zwischen Bund und Kanto-
nen möglich. Der angestrebter Zeitrahmen für das Inkrafttreten ist 2015.  

3. Perspektive des Kantons Basel-Stadt 

Im mit dem HFKG einhergehenden Hochschulraum werden – sowohl in der Plenarversammlung 
wie im strategisch entscheidenden Hochschulrat – die Mehrheiten von jenen Kantonen generiert 
werden, die mehr Leistungen beziehen, als sie abgelten. Die Leistungserbringer, der Bund mit 

14 Kantone = bisherige 10  
Vereinbarungskantone des  
bestehenden Uni-Konkordats  
+ 4 Kantone, gewählt von der  
Konferenz der Vereinbarungskantone 

*Kantone, die dem Hochschulkonkordat 
beigetreten sind 

Schweizerische  
Hochschulkonferenz 

 
mit 2 Versammlungsformen: 

Plenarversammlung  
(Bundesrat + alle Kantone) 

Hochschulrat  
(Bundesrat + 14 Kantone) 

Kantone Bund 
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seinen ETH und die Kantone – wie die beiden Basel – die grössere Universitäten führen und so-
mit zur Hauptsache den Hochschulraum ermöglichen, bleiben in der Minderheit.  
 
Dieses Missverhältnis zwischen Funktionalraum und politischem Entscheidungsraum hat sich 
eklatant bei Bestimmung der Zusammensetzung des strategisch relevanten Hochschulrats ge-
zeigt, die gegen den energischen Widerstand der beiden Basel und anderen Universitätskantone 
in der jetzigen Form festgesetzt wurde. Die jetzt beschlossene Zusammensetzung des Hoch-
schulrats ist eine Kompromisslösung, die nicht nur inhaltlich unbefriedigend, sondern bezüglich 
Beweglichkeit und Zeitgemässheit des sich bildenden Hochschulraums ungenügend ist.  
 
Trotz der kritischen Einschätzung des neuen Gesetzes und insbesondere auch des Konkordats 
bildet ein Abseitsstehen jedoch keine Option. Abgesehen davon, dass dann jede Gestaltungs-
möglichkeit dahinfällt, ist eine Führung unserer Hochschulen ohne Einbindung in den nationalen 
Hochschulraum undenkbar. Sowohl die Universität wie die Fachhochschule ist auf Akkreditierung 
und Anerkennung der nationalen Instanzen angewiesen, ebenso hängen die Einnahmen aus 
Bundessubventionen und den interkantonalen Finanzierungsvereinbarungen von einem Beitritt 
zum Hochschulkonkordat ab. Zudem hat der Kanton Basel-Stadt in den letzten Jahren trotz der 
kontroversen Diskussionen an Gewicht gewonnen. Wenn auch Entscheide der politischen Orga-
nisation nicht immer in unserem Sinn gefällt wurden, konnten doch Basler Standpunkte bei der 
Forschungsförderung, dem Einsatz projektgebundener Beiträge und der Formulierung der natio-
nalen Strategie zur Positionierung der Schweiz im internationalen Umfeld eingebracht werden. 
Als Präsident der Schweizerischen Universitätskonferenz (SUK) befand sich der Basler Bildungs-
direktor im Zentrum der Entscheidfindungen. Mit der Übernahme des EDK-Präsidiums soll dieses 
Engagement weitergeführt werden.  
 
Vor diesem Hintergrund beantragt der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt den Beitritt zum 
schweizerischen Hochschulkonkordat. 

4. Kommentar zu den einzelnen Artikeln des Konkordats 

Bisher wurde die schweizerische Koordination in unterschiedlichen Konferenzen vorgenommen, 
welchen jeweils eigene Gesetzesgrundlagen zugrunde lagen: 

- Die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) fusst auf dem Universitätsförderungsgesetz 
(UFG) sowie dem Konkordat der beigetretenen Kantone. Der Konferenz gehört ebenfalls als 
Vertreter des Bunds das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) an. 

- Der Eidgenössische Fachhochschulrat (EFHR) ist eine Vereinigung der Trägerkonkordate 
der einzelnen Fachhochschulen (wie der FHNW, die von den Kantonen AG, BL, BS und SO 
getragen wird) und dem zuständigen Bundesamt, früher dem Bundesamt für Berufsbildung 
und Technologie (BBT), das inzwischen auch in das SBFI integriert worden ist. 

- Die Pädagogischen Hochschulen, die allein von den Kantonen getragen werden, bilden eine 
eigenständige Konferenz im Rahmen des Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz 
(EDK). Im Rahmen des entstehenden Hochschulkonkordats werden sie ebenfalls in den um-
fassenden Hochschulraum eingebunden, obwohl sie nach wie vor allein von den Kantonen 
finanziert und gesteuert werden. 

Da das HFKG eine Gesamtsteuerung aller Hochschultypen vorsieht, sollen in der neuen Konfe-
renz alle Kantone Einsitz nehmen. So sprechen die leistungserbringenden Kantone mit den leis-
tungsabgeltenden Kantonen und dem Bund die Ausrichtung des schweizerischen Hochschulwe-
sens ab. Als Grundlage für diese komplexe Zusammenarbeit ist neben dem bereits 
verabschiedeten Bundegesetz das Hochschulkonkordat notwendig. So entstehen die beiden 
Rechtskörper, die miteinander die Zusammenarbeitsvereinbarung abschliessen können.  
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Seitens der Kantone ist also als Ermächtigungsgrundlage für den Abschluss der Zusammenar-
beitsvereinbarung mit dem Bund ein neues Hochschulkonkordat erforderlich. Die Interkantonale 
Vereinbarung über den schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulkonkordat) ist ein recht-
setzender Vertrag zwischen Kantonen im Sinne von Artikel 48 der Bundesverfassung (BV). Sie 
hat denselben formalrechtlichen Rang wie das Konkordat über die Schulkoordination vom 29. 
Oktober 1970, die Interkantonale Vereinbarung über die Diplomanerkennung (1993) oder die 
Vereinbarungen über die Hochschulfinanzierung (IUV 1997 bzw. FHV 2003).  
 
Obwohl es sich beim Hochschulkonkordat nicht um einen interkantonalen Zusammenarbeitsver-
trag mit Lastenausgleich handelt, wird im Hochschulkonkordat mit Bezug auf ein allfälliges Streit-
beilegungsverfahren die direkte Anwendbarkeit der Rahmenvereinbarung für die interkantonale 
Zusammenarbeit mit Lastenausgleich (IRV) vom 24. Juni 2005 statuiert (Art. 48a Abs. 1 Bst. c BV 
in Verbindung mit dem Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich vom 3. Oktober 
2003, FiLaG). Der Einbezug der Parlamente der Vereinbarungskantone im Rahmen der kantona-
len Entscheidungsprozesse richtet sich nach dem jeweiligen kantonalen Recht; angesichts der 
politischen Bedeutung der Tätigkeit der Schweizerischen Hochschulkonferenz sind die Vereinba-
rungskantone aber gehalten, die kantonalen Parlamente im Sinne der in der IRV verankerten In-
formationspflicht frühzeitig über wichtige Entwicklungen im Hochschulbereich zu informieren. Soll-
ten nicht alle Kantone dem Hochschulkonkordat beitreten, steht dem Bund die Möglichkeit offen, 
auf Antrag von mindestens 18 Kantonen das Verfahren für die Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
des Hochschulkonkordats nach Artikel 14 FiLaG einzuleiten (Art. 48a BV, Art. 68 HFKG).   
 
I. Allgemeine Bestimmungen 

 
Art. 1 Zweck 
Die Vereinbarung regelt die Zusammenarbeit der Vereinbarungskantone untereinander und mit dem Bund 
bei der Koordination im schweizerischen Hochschulbereich. Insbesondere schafft sie die Grundlage, um im 
Rahmen des Bundesgesetzes über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizeri-
schen Hochschulbereich (HFKG)1 gemeinsam mit dem Bund 
a. für die Koordination, die Qualität und die Wettbewerbsfähigkeit des gesamtschweizerischen Hoch-

schulbereichs zu sorgen, namentlich durch die Einrichtung gemeinsamer Organe; Qualitätssicherung 
und die Akkreditierung zu regeln; 

b. die Aufgabenteilung in besonders kostenintensiven Bereichen zu gewährleisten; 
c. die in Artikel 3 HFKG definierten Ziele umzusetzen. 
 

Die Interkantonale Vereinbarung über den schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulkon-
kordat) schafft auf Seiten der Kantone die rechtliche Grundlage, damit im Rahmen der Zusam-
menarbeitsvereinbarung zwischen Bund und Kantonen bestimmte Aufgaben im Bereich der Ko-
ordination und der Qualitätssicherung im schweizerischen Hochschulbereich an gemeinsame 
Organe, namentlich die Schweizerische Hochschulkonferenz, delegiert werden können. Gemäss 
Artikel 63a BV bestimmt das Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordi-
nation im schweizerischen Hochschulbereich (HFKG), auf welche Weise die Koordination und die 
Qualitätssicherung erfolgen sollen. Deshalb stellt das HFKG nicht nur den Rahmen für die Erfül-
lung dieser Aufgabe, sondern auch den Rahmen der Regelungen im Hochschulkonkordat dar. 
Das im Hochschulkonkordat begründete Einverständnis der Kantone ist Voraussetzung für das 
Zustandekommen und Funktionieren der gemeinsamen Organe.  
 
Der Zweckartikel der Zusammenarbeitsvereinbarung ist das Spiegelbild des Zweckartikels von 
Artikel 1 HFKG. So nimmt Artikel 1 Hochschulkonkordat den Hauptzweck des HFKG auf, nämlich 
die Schaffung eines wettbewerbsfähigen und koordinierten Hochschulraums Schweiz von hoher 
Qualität. Damit wird – wie beim HFKG – auch im Hochschulkonkordat klar zum Ausdruck ge-
bracht, dass es um den gesamtschweizerischen Hochschulbereich und nicht um die Regelung 
                                                
1Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich vom 30. September 2011 
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der einzelnen Hochschule geht; dies ist nach wie vor Sache der Trägergemeinwesen. Aus dieser 
Zwecksetzung, welche auf das gesamte Hochschulsystem bezogen ist, ergeben sich gleichzeitig 
auch die wichtigsten Ziele des gemeinsamen Handelns von Bund und Kantonen. So erklären sich 
die Kantone mit dem Zweckartikel bereit, zusammen mit dem Bund für die Koordination, die Qua-
lität und die Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen Hochschulbereichs zu sorgen, die Quali-
tät über die institutionelle Akkreditierung der Hochschulen zu sichern und die Aufgabenteilung in 
besonders kostenintensiven Bereichen zu gewährleisten.  
Mit dem Verweis auf Artikel 3 HFKG wird für das Hochschulkonkordat der im HFKG definierte 
Zielkatalog übernommen:  

• Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für eine Lehre und Forschung von hoher Qualität; 

• Schaffung eines Hochschulraums mit gleichwertigen, aber andersartigen Hochschultypen; 

• Förderung der Profilbildung der Hochschulen und des Wettbewerbs, insbesondere im For-
schungsbereich; 

• Gestaltung einer kohärenten schweizerischen Hochschulpolitik in Abstimmung mit der For-
schungs- und Innovationsförderungspolitik des Bundes; 

• Durchlässigkeit und Mobilität zwischen den Hochschulen; 

• Vereinheitlichung der Studienstrukturen, der Studienstufen und ihrer Übergänge sowie ge-
genseitige Anerkennung der Abschlüsse; 

• Finanzierung der Hochschulen nach einheitlichen und leistungsorientierten Grundsätzen; 

• gesamtschweizerische hochschulpolitische Koordination und Aufgabenteilung in besonders 
kostenintensiven Bereichen; 

• Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen bei Dienstleistungen und Angeboten im Weiter-
bildungsbereich von Institutionen des Hochschulbereichs gegenüber Anbietern der höheren 
Berufsbildung. 

 
Der im HFKG definierte Zielkatalog konkretisiert die generelle Zwecksetzung. Es handelt sich um 
diejenigen Ziele, die Bund und Kantone als wichtigste Ziele für den Hochschulraum Schweiz defi-
nieren und im Rahmen ihrer Zusammenarbeit gemeinsam verfolgen, indem sie ihre Koordinati-
onskompetenzen in gemeinsamen Organen, insbesondere der Schweizerischen Hochschulkonfe-
renz, wahrnehmen. Die Ziele stehen daher auch im Zusammenhang mit den Kompetenzen der 
gemeinsamen Organe. Am Grad der Verwirklichung dieser hochschulpolitischen Ziele soll das 
Gelingen des Hochschulraumes Schweiz gemessen werden. Für den Fall, dass die Ziele nicht 
erreicht werden, sieht die Bundesverfassung eine subsidiäre Bundeskompetenz vor. Gelingt die 
von der Verfassung angestrebte Koordination des Bildungsraumes Schweiz nicht oder nicht in 
genügendem Ausmass, so werden dem Bund, als grundlegende Neuerung, nach Bildungsstufen 
differenzierte, sachlich beschränkte subsidiäre Bundeskompetenzen eingeräumt. So übernimmt 
Artikel 63a Absatz 5 BV das System mit beschränkten subsidiären Bundeskompetenzen von Arti-
kel 62 Absatz 4 (Schulwesen) in den Hochschulbereich.  
 
Die Auslegung und Konkretisierung der gemeinsamen Ziele liegt in der Kompetenz der gemein-
samen Organe, insbesondere der Schweizerischen Hochschulkonferenz. Aus den einzelnen Ziel-
setzungen lassen sich einerseits noch keine direkten Entscheidungskompetenzen der gemein-
samen Organe und anderseits auch keine Rechtsansprüche von Hochschulen ableiten. Es 
ergeben sich daraus aber wichtige Leitlinien für das gemeinsame Handeln, so mit der Beschrän-
kung auf die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für eine Lehre und Forschung von hoher 
Qualität oder mit der Konzentration auf die Förderung der Profilbildung und der Wettbewerbsfä-
higkeit unter den Hochschulen, mit der Schwerpunktbildung und Konzentration von Angeboten 
wie mit der Forderung nach möglichst hoher Kohärenz in der Hochschul-, Forschungs- und Inno-
vationspolitik. Diese Ziele wiederum haben einen direkten Bezug zur Ausrichtung der gesamt-
schweizerischen hochschulpolitischen Planung, die in Artikel 36 HFKG definiert ist. Die Hervor-
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hebung der Durchlässigkeit und Mobilität innerhalb und zwischen den Hochschulen ist Ausdruck 
der verfassungsmässigen Verpflichtung zur Schaffung von Durchlässigkeit im gesamten Bil-
dungsraum Schweiz (Art. 61a BV). Gleichzeitig ist es auch ein wichtiges Anliegen, dass Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen dem Tertiär-A- und dem Tertiär-B-Bereich vermieden werden. 
 
Art. 2 Vereinbarungskantone 
1Die Vereinbarungskantone sind Mitglieder der Schweizerischen Hochschulkonferenz und auf diese Weise 
gemeinsam mit dem Bund an der Koordination im Hochschulbereich beteiligt. 
2Sie sind Hochschulkantone, sofern sie Träger einer anerkannten Hochschule oder einer Institution gemäss 
Artikel 3 Buchstabe d sind. 
 
Das Hochschulkonkordat definiert die Vereinbarungskantone in ihrer unterschiedlichen Funktion: 

• alle Kantone, die dem Hochschulkonkordat beigetreten sind, sind in ihrer Funktion als Verein-
barungskantone Mitglieder der Schweizerischen Hochschulkonferenz; 

• diejenigen Kantone, die Träger bzw. Mitträger einer anerkannten Hochschule oder einer vom 
Bund als beitragsberechtigt anerkannten Institution der Hochschullehre im Bereich der 
Grundausbildung sind, fallen zusätzlich unter die Definition Hochschulkanton.  

 
Artikel 2 Absatz 1 Hochschulkonkordat bezieht sich auf die Rolle, welche die Bundesverfassung 
und das HFKG den Kantonen auf gesamtschweizerischer Ebene zuweisen, nämlich die gemein-
same Koordination und Gewährleistung der Qualitätssicherung im Hochschulbereich. Dem vorlie-
genden Hochschulkonkordat können somit alle Kantone unabhängig von der Frage einer Hoch-
schulträgerschaft beitreten. Dies im Gegensatz zum geltenden Interkantonalen Konkordat über 
universitäre Koordination vom 9. Dezember 1999, dem ausschliesslich Universitätskantone bei-
treten konnten.  
 
Art. 2, Absatz 2 bezieht sich auf die zweite Funktion der Kantone: die Verantwortung für ihre 
Hochschulen als deren Träger. Heute sind alle Kantone in unterschiedlicher Weise an Träger-
schaften von Hochschulen beteiligt, sei es im Rahmen eines Konkordats oder als selbstständige 
Träger. Als Vertreter der Hochschulträgerschaften nehmen 14 Kantone Einsitz im Hochschulrat 
(Artikel 12 HFKG). Nach welchen Kriterien die Vertretung der Kantone im Hochschulrat erfolgt, 
regelt das Hochschulkonkordat in Artikel 6 Absatz 3. 
 
Art. 3 Geltungsbereich  
Die Vereinbarung ist anwendbar auf  
a.  kantonale und interkantonale Universitäten,  
b.  kantonale und interkantonale Fachhochschulen und 
c.  kantonale und interkantonale Pädagogische Hochschulen sowie 
d. von den Kantonen geführte Institutionen der Hochschullehre im Bereich der Grundausbildung, die vom 

Bund als beitragsberechtigt anerkannt sind. 
 
Die Koordination und die Qualitätssicherung, welche die Kantone gemeinsam mit dem Bund in 
der Schweizerischen Hochschulkonferenz sicherzustellen haben, erstreckt sich auf die kantona-
len und interkantonalen Universitäten, Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen sowie 
Institutionen der Hochschullehre im Bereich der Grundausbildung mit kantonaler oder interkanto-
naler Trägerschaft, die vom Bund als beitragsberechtigt anerkannt sind. 
 
Art. 4 Zusammenarbeit mit dem Bund 
1Die Vereinbarungskantone schliessen mit dem Bund zur Erfüllung der gemeinsamen Aufgaben eine Zu-
sammenarbeitsvereinbarung gemäss Artikel 6 HFKG ab.  
2Die Konferenz der Vereinbarungskantone kann zur Erreichung des in Artikel 1 umschriebenen Zwecks mit 
dem Bund weitere Vollzugsvereinbarungen abschliessen. 
3Wird die Zusammenarbeitsvereinbarung nicht abgeschlossen oder aufgehoben, ergreifen die Vereinba-
rungskantone die nötigen Massnahmen, um die Koordination ihrer Hochschulpolitik zu gewährleisten. 
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Der Bund wird gestützt auf das HFKG und die Kantone werden gestützt auf das Hochschulkon-
kordat eine Zusammenarbeitsvereinbarung abschliessen, um damit die gemeinsamen Organe zu 
schaffen.  
 
Artikel 4 Absatz 1 Hochschulkonkordat verweist diesbezüglich auf Artikel 6 HFKG, welcher die 
Regelung zur Zusammenarbeitsvereinbarung (Funktion, Inhalt, Status, Abschlussberechtigung) 
enthält. Die Zusammenarbeitsvereinbarung wird seitens der Kantone von der Konferenz der Ver-
einbarungskantone abgeschlossen, wie es in Artikel 10 des vorliegenden Konkordats geregelt ist. 
Die Konferenz der Vereinbarungskantone genehmigt zudem Änderungen der Zusammenarbeits-
vereinbarung. Da es denkbar ist, dass für einzelne Geschäfte auf der Ebene des Vollzugs weitere 
Vereinbarungen erforderlich sind, erhält die Konferenz der Vereinbarungskantone in Artikel 4 Ab-

satz 2 Hochschulkonkordat die Kompetenz zum Abschluss weiterer Vollzugsvereinbarungen, so-
fern diese zur Erreichung der in Artikel 1 definierten Ziele notwendig sind.  
 
Käme die Zusammenarbeitsvereinbarung überhaupt nicht zustande, sei es, dass sie nicht vom 
Bund und der Konferenz der Vereinbarungskantone unterzeichnet oder dass sie aufgehoben 
würde, so wäre der vorgegebene gemeinsame Koordinationsweg gescheitert. Damit läge grund-
sätzlich ein Anwendungsfall der subsidiären Bundeskompetenz gemäss Artikel 63a Absatz 5 BV 
vor. Für diesen Fall bietet Artikel 4 Absatz 3 Hochschulkonkordat den Vereinbarungskantonen 
eine genügende Rechtsgrundlage, um die notwendigen Massnahmen zur Koordination ihrer 
Hochschulpolitik ergreifen zu können. Zumindest bis zur Etablierung des massgebenden Bundes-
rechts ist damit die Koordination im Hochschulbereich, soweit sie in der Kompetenz der Kantone 
liegt, abgesichert. 
 
II. Gemeinsame Organe 
 
Art. 5 Grundsatz 
1Die Vereinbarungskantone und der Bund schaffen mit der Zusammenarbeitsvereinbarung die im HFKG 
definierten Organe zur gemeinsamen Koordination im schweizerischen Hochschulbereich.  
2Die Schweizerische Hochschulkonferenz ist das gemeinsame Organ von Bund und Kantonen. 
3Im Weiteren bestehen folgende gemeinsame Organe: 
a. die Rektorenkonferenz der schweizerischen Hochschulen; 
b. der Schweizerische Akkreditierungsrat mit der Schweizerischen Agentur für Akkreditierung und Quali-

tätssicherung (Schweizerische Akkreditierungsagentur). 
4Zuständigkeiten, Organisation und Beschlussverfahren der gemeinsamen Organe regeln das HFKG und 
die Zusammenarbeitsvereinbarung. 
 
Artikel 5 Hochschulkonkordat bildet seitens der Kantone die rechtliche Grundlage zur Schaffung 
der im HFKG abschliessend benannten gemeinsamen Organe mit dem Bund. Im Hochschulkon-
kordat werden die gemeinsamen Organe definiert; für die Zuständigkeiten, die Organisation und 
die Beschlussverfahren wird aber auf das HFKG und die Zusammenarbeitsvereinbarung verwie-
sen. Gemäss Artikel 63a Absatz 4 BV regelt das HFKG die Zuständigkeiten, die den gemeinsa-
men Organen übertragen werden können, und legt die Grundsätze von Organisation und Verfah-
ren der Koordination fest. In der Zusammenarbeitsvereinbarung können somit keine neuen 
Zuständigkeiten geschaffen und zudem nur untergeordnete Fragen der Organisation oder der 
Beschlussverfahren festgelegt werden. 
 
Art. 6 Schweizerische Hochschulkonferenz 
1Die Schweizerische Hochschulkonferenz ist das oberste hochschulpolitische Organ der Schweiz. Sie sorgt 
als Plenarversammlung oder als Hochschulrat im Rahmen der im HFKG definierten Zuständigkeiten und 
Verfahren für die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich durch Bund und Kantone. 
2Die Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren der Vereinbarungskantone sind Mitglieder der Ple-
narversammlung der Schweizerischen Hochschulkonferenz.  
3Die zehn Erziehungsdirektorinnen oder Erziehungsdirektoren der Universitätskantone, welche dem Inter-
kantonalen Konkordat über universitäre Koordination vom 9. Dezember 1999 beigetreten sind, haben Ein-
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sitz im Hochschulrat. Die Konferenz der Vereinbarungskantone wählt jeweils auf vier Jahre jene vier weite-
ren Trägerkantone, die im Hochschulrat ebenfalls Einsitz nehmen. Welche Hochschulen die Mitglieder des 
Hochschulrats vertreten und wie viele Punkte ihnen zugeteilt werden, ist im Anhang aufgeführt. 
4Die Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren üben ihr Amt persönlich aus. Im Verhinderungsfall 
können sie in begründeten Fällen eine Vertretung bestimmen, die das Stimmrecht wahrnimmt. 
 
Zuständigkeit und Verfahren 
Artikel 6 Hochschulkonkordat übernimmt die Definition der Schweizerischen Hochschulkonferenz 
gemäss Artikel 10ff. HFKG und verweist mit Bezug auf die Zuständigkeiten und Verfahren (Ver-
sammlungsformen, Zusammensetzung, Zuständigkeiten von Plenarversammlung und Hochschul-
rat und die jeweiligen Beschlussverfahren) direkt auf das HFKG. 
 
Zusammensetzung der Hochschulkonferenz 
Artikel 6 Absatz 2 Hochschulkonkordat regelt die Vertretung der Kantone in der Plenarversamm-
lung analog Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b HFKG, gemäss welchem es sich bei der konkreten 
Vertretung um ein Mitglied der jeweiligen Regierung handeln muss. Das Hochschulkonkordat 
präzisiert, dass die Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren der Vereinbarungskantone 
Mitglieder der Plenarversammlung der Schweizerischen Hochschulkonferenz sind.  
 
Gemäss Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b HFKG setzt sich die Plenarversammlung der Schweize-
rischen Hochschulkonferenz aus je einem Mitglied der Regierungen aller Kantone zusammen, 
während in Artikel 6 Absatz 2 des Hochschulkonkordats die Erziehungsdirektorinnen und Erzie-
hungsdirektoren der Vereinbarungskantone Mitglieder der Plenarversammlung sind. Bei sinnge-
mässer Auslegung der Gesetzesnorm inklusive der Materialien kann nur der Schluss gezogen 
werden, dass sich «alle Kantone» nur auf «alle Vereinbarungskantone» beziehen kann. 
 
Gemäss Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b HFKG vertreten 14 Mitglieder der Regierungen der Trä-
gerkantone der kantonalen Universitäten, Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen die 
Kantone im Hochschulrat. Artikel 6 Absatz 3 Hochschulkonkordat konkretisiert die Vertretungen 
der Kantone im Hochschulrat:  
 
Zusammensetzung des Hochschulrats 
Einsitz im Hochschulrat haben zunächst die zehn Erziehungsdirektorinnen oder Erziehungsdirek-
toren der Universitätskantone, welche dem Interkantonalen Konkordat über universitäre Koordi-
nation vom 9. Dezember 1999 beigetreten sind. Der Bezug auf das Universitätskonkordat erfolgt 
mit Rücksicht auf dessen Ablösung durch das neue Hochschulkonkordat. Entsprechend wird in 
der künftigen Struktur auf der Basis des Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetzes auch 
die heutige Vertretung in der Schweizerischen Universitätskonferenz abgebildet. Für die Fach-
hochschulen und die Pädagogischen Hochschulen bestehen heute keine vergleichbare Rechts-
grundlage und keine Organstruktur, die direkt abzulösen wäre. Damit sind die Kantone Zürich, 
Bern, Waadt, Genf, Freiburg, St. Gallen, Basel-Stadt, Luzern, Tessin und Neuchâtel aufgrund 
ihres Beitritts zum Universitätskonkordat im Hochschulrat vertreten. Diese Kantone vertreten als 
Trägerschaften je  

• ihre Universität;  

• ihre Fachhochschule, sofern sie eine solche führen; 

• ihre Pädagogische Hochschule, sofern sie eine solche führen,  

• und zusätzlich – falls sie an einer interkantonalen Hochschule beteiligt sind – deren Teil-
schulen auf ihrem Kantonsgebiet.  
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Berücksichtigung verschiedener Körperschaften 
Die Aufteilung der interkantonalen Hochschulen auf mehrere Kantone ergibt sich aus dem An-
spruch der Kantone, für die Ermittlung der Punkte für die Stimmengewichtung (siehe Artikel 7) die 
Studierenden auf ihrem Kantonsgebiet vertreten zu können.  
 
Die Vertretung der Hochschule für Heilpädagogik (HfH) in Zürich, die auf einem Konkordat von 13 
Kantonen beruht (AG, AI, AR, GL, GR, OW, SG, SH, SO, SZ, TG, ZG, ZH und Fürstentum Liech-
tenstein) wird dementsprechend aufgrund des Standorts vom Kanton Zürich wahrgenommen.  
treten.  
 
Neben den zehn Sitzen für die Universitätskantone sind im Hochschulrat vier weitere Sitze zu 
besetzen. Für diese wählt die Konferenz der Vereinbarungskantone jeweils auf vier Jahre vier 
weitere Trägerkantone. 
 
Im Anhang zur Vereinbarung ist aufgeführt, welche Hochschulen die Mitglieder des Hochschul-
rats vertreten. 
 
Art. 7 Gewichtung der Stimmen bei Beschlüssen des Hochschulrats  

Für die Gewichtung der Stimmen bei Beschlüssen des Hochschulrats gemäss Artikel 17 HFKG erhält jede 
kantonale Vertretung im Hochschulrat eine Anzahl Punkte proportional zur Anzahl immatrikulierter Studie-
render, die auf dem Gebiet des Kantons an den kantonalen Hochschulen und an interkantonalen Hoch-
schulen oder deren Teilschulen studieren. Die Mitglieder des Hochschulrats erhalten im Minimum einen 
Punkt. Die Zuteilung der Punkte ist im Anhang dargestellt. 
 
Stimmengewichtung und Entscheidverfahren 
Das Entscheidverfahren im Hochschulrat ist differenzierter als dasjenige in der Plenarversamm-
lung. Gemäss Artikel 17 HFKG braucht es für die Mehrheit der Entscheide neben dem qualifizier-
ten Mehr von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder und der Stimme des Bundes 
zusätzlich das einfache Mehr an Punkten, die das Hochschulkonkordat auf die Vertretungen der 
Kantone gemäss ihren Studierendenzahlen verteilt. Die Regelung soll einerseits zur Handlungs-
fähigkeit des Hochschulrats beitragen, andererseits dem Bedürfnis nach gesamthaft tragfähigen 
und breit abgestützten Entscheiden Rechnung tragen. Massgebend für die Anzahl der zugeord-
neten Punkte ist die Zahl der Studierenden der vom jeweiligen Kanton vertretenen Hochschulen 
und von allfälligen Standorten interkantonaler Hochschulen auf dem Gebiet des Kantons.  
 
Studierendenzahl als massgeblicher Gewichtungsfaktor 
Die Punkte werden proportional zur Anzahl Studierender, die durch den jeweiligen Kanton reprä-
sentiert wird, verteilt. Grundsätzlich erhalten die Trägerschaften pro 1000 Studierende einen 
Punkt, wobei die Studierendenzahlen auf 1000 ab- beziehungsweise aufgerundet werden (Werte 
≤ 499 werden abgerundet, Werte ≥ 500 werden aufgerundet). Aufgrund dieser Zuordnungen wer-
den dem Kanton mit der grössten Studierendenzahl 42 Punkte zugesprochen, jenem mit der ge-
ringsten Studierendenzahl mindestens ein Punkt (die Studierendenzahl der Pädagogischen 
Hochschulen Schwyz und Zug liegt zurzeit gesamthaft unter 500). Aktuell werden insgesamt 170 
Punkte vergeben, wobei die Zahl der Punkte je nach Entwicklung der Studierendenzahl nach 
oben beziehungsweise unten korrigiert werden muss. 
 
Laufende Aktualisierung 
Die Punktezahl wird alle zwei Jahre aufgrund der aktuellen Studierendenzahl ermittelt und auf 
jene Trägerkantone verteilt, die dem Hochschulkonkordat beigetreten sind (Kompetenz der Kon-
ferenz der Vereinbarungskantone, Artikel 10). Die Verteilung ist im Anhang zum Hochschulkon-
kordat aufgeführt. Der Ermittlung der Punktezahl wurden die Studierendenzahlen des Bundes-
amts für Statistik zugrunde gelegt, konkret jene von 2010/2011 und 2011/2012, und zwar ohne 
Weiterbildung und ohne Aufbau-/Vertiefungsstudium. Die Weiterbildung wurde deshalb ausge-
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klammert, weil sie nicht unter die öffentliche Finanzierung fällt, sondern kostendeckend angebo-
ten werden sollte.  
 
Art. 8 Finanzierung der gemeinsamen Organe 
1Die Vereinbarungskantone beteiligen sich zu höchstens 50 Prozent an den Kosten der Schweizerischen 
Hochschulkonferenz gemäss Artikel 9 Absatz 2 HFKG.  
2Der Beitrag gemäss Absatz 1 wird von den Vereinbarungskantonen nach folgendem Verteilschlüssel ge-
tragen:  
a. eine Hälfte entsprechend ihrer Einwohnerzahl; 
b. eine Hälfte von den Hochschulträgern entsprechend der Zahl der von ihnen vertretenen Studierenden.  
3Die Hochschulträger beteiligen sich entsprechend der Zahl der von ihnen vertretenen Studierenden zu 
höchstens 50 Prozent  
a. an den Kosten der Rektorenkonferenz, soweit sich diese aus der Erfüllung der Aufgaben gemäss HFKG 

ergeben,  
b. und an den Kosten des Schweizerischen Akkreditierungsrats und dessen Akkreditierungsagentur, so-

weit diese nicht durch Gebühren gemäss Artikel 35 Absatz 1 HFKG gedeckt sind.  
4Trägerschaften mit mehreren Kantonen regeln selbstständig, wie diese Kosten unter den beteiligten Kan-
tonen aufgeteilt werden.  
5Die Zusammenarbeitsvereinbarung enthält die Grundsätze, nach denen die Schweizerische Hochschul-
konferenz die Tragung der Kosten der Rektorenkonferenz regelt.  
 
Artikel 8 Absatz 1 Hochschulkonkordat regelt die Beteiligung der Vereinbarungskantone an den Kosten der 
Schweizerischen Hochschulkonferenz. 
 
Gemäss Artikel 9 HFKG trägt der Bund die Kosten für die bei ihm liegende Geschäftsführung der 
Schweizerischen Hochschulkonferenz. Sie umfassen die Personal- und Betriebskosten für die 
Vor- und Nachbereitung der Beschlüsse der Schweizerischen Hochschulkonferenz, welche beim 
zuständigen Departement des Bundes anfallen. Darin enthalten sind beispielsweise die Ermitt-
lung des Finanzbedarfs, die Vorbereitungen zur Festlegung der Referenzkosten, der Entwurf von 
Bestimmungen zu Studienstufen und Übertrittsregelungen oder die Vorbereitung von Entscheiden 
zu projektgebundenen Beiträgen.  
 
Eine andere Regelung sieht das HFKG dagegen für Kosten der Schweizerischen Hochschulkon-
ferenz vor, die nicht die Administration im engeren Sinne betreffen. Diese Kosten werden von 
Bund und Kantonen je zur Hälfte getragen. Dazu gehören z.B. Kosten für erteilte Aufträge (Gut-
acht en, Berichte etc.), die anfallenden Kosten für ständige und nichtständige Ausschüsse der 
Schweizerischen Hochschulkonferenz sowie die Tagungskosten der Schweizerischen Hoch-
schulkonferenz (Miete von Räumlichkeiten, Übernachtungskosten etc.). Artikel 8 Absatz 1 nimmt 
die Regelung von Artikel 9 Absatz 2 HFKG auf im Sinne einer Absicherung, dass die Kantone 
sich an den entsprechenden Kosten höchstens zu 50 Prozent beteiligen.  
 
Proportionale Verteilung der Kosten unter den Kantonen 
Artikel 8 Absatz 2 Hochschulkonkordat regelt einen Gegenstand, der nur die Kantone betrifft: Die 
Aufteilung jener Kosten unter den Kantonen, die gemeinsam mit dem Bund getragen werden. Die 
Bestimmung im Hochschulkonkordat sieht einen zweistufigen Schlüssel vor, dies unter Berück-
sichtigung der zwei Sitzungsformen der Schweizerischen Hochschulkonferenz (Plenarversamm-
lung und Hochschulrat und deren Kompetenzen) einerseits und der Tatsache, dass Ausgangs-
punkt der Tätigkeit der gemeinsamen Organe die Förderung und Koordination der Hochschulen 
darstellt, andererseits. 
 
Entsprechend dem Nutzen der Hochschulförderung und -koordination für alle Vereinbarungskan-
tone und in Anbetracht des Mitbestimmungsrechts aller Vereinbarungskantone in der Plenarver-
sammlung beziehungsweise der Mitverantwortung sämtlicher Vereinbarungskantone für den ge-
samten Hochschulbereich regelt Buchstabe a eine Verteilung von 50 Prozent der von den 
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Kantonen gemeinsam getragenen Kosten auf alle Vereinbarungskantone entsprechend ihrer 
Einwohnerzahl.  
 
Entsprechend dem Nutzen der Hochschulförderung und -koordination für die Hochschulen selber 
ist es gerechtfertigt, einen Teil der Kostenverteilung über die Grösse der Hochschulinstitutionen, 
gemessen an der Anzahl Studierender, zu definieren: Unter Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Stimmengewichtungen im Hochschulrat definiert Buchstabe b eine Verteilung der restlichen 
50 Prozent der von den Kantonen gemeinsam getragenen Kosten proportional zum Stimmenge-
wicht (bzw. zur Studierendenzahl) der Trägerkantone. Trägerschaften mit mehreren Kantonen 
regeln für die jeweilige Hochschule unter sich, wie diese Kosten, die aufgrund der Vertretung im 
Hochschulrat zu tragen sind, unter den beteiligten Kantonen verteilt werden. 
 
Finanzierung der Akkreditierung 
Artikel 8 Absatz 3 Hochschulkonkordat legt die maximale Beteiligung der Kantone (höchstens    
50 %) an der Tragung der Kosten der Rektorenkonferenz, des Schweizerischen Akkreditierungs-
rats und dessen Akkreditierungsagentur fest. Aufgrund ihrer Kompetenzen im Hochschulrat und 
ihres Stimmengewichts obliegt es den Trägern, diese Kosten zu tragen, und zwar im Verhältnis 
zur Zahl der von ihnen vertretenen Studierenden. Die Zusammenarbeitsvereinbarung legt in Arti-
kel 7 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 fest, dass sich Bund und Hochschulkonkordatskantone 
je hälftig an den definierten Kosten der Rektorenkonferenz und des Schweizerischen Akkreditie-
rungsrats mit seiner Akkreditierungsagentur beteiligen. Artikel 7 Zusammenarbeitsvereinbarung 
präzisiert, dass bei der Rektorenkonferenz jene Kosten gemeinsam von Bund und Kantonen ge-
tragen werden, «soweit sich diese Kosten aus der Erfüllung der Aufgaben gemäss HFKG erge-
ben», und beim Schweizerischen  Akkreditierungsrat und seiner Akkreditierungsagentur, «soweit 
diese Kosten sich aus der Erfüllung der Aufgaben gemäss HFKG ergeben und nicht durch Ge-
bühren gemäss Artikel 35 Absatz 1 HFKG gedeckt sind».  
 
Das HFKG sieht vor, dass die Personal- und Betriebskosten vom Schweizerischen Akkreditie-
rungsrat und seiner Akkreditierungsagentur möglichst durch Gebühren für die Akkreditierungsver-
fahren gedeckt werden. Die Gebühren werden bei den Hochschulen für die Durchführung der 
beantragten Akkreditierungen beziehungsweise für die entsprechenden Verfügungen erhoben 
und werden insofern über die Hochschulbudgets abgerechnet. Die Kostentragung von Bund und 
Kantonen betrifft im Bereich der Akkreditierung den Restbetrag, der nach Abzug der Gebühren-
einnahmen für Overheadkosten für die Sicherstellung des Betriebs sowie für Aufwendungen in 
Zusammenhang mit ständigen Entwicklungsaufgaben notwendig sein dürfte.  
 
Finanzierung der übrigen Kosten 
Die Finanzierung der «anderen gemeinsamen Organe» regelt gemäss Artikel 9 Absatz 3 HFKG 
die Plenarversammlung auf Grundlage der Zusammenarbeitsvereinbarung. Artikel 8 Absatz 3 
Hochschulkonkordat nimmt diese Bestimmung mit Bezug auf die Finanzierung der Rektorenkon-
ferenz der schweizerischen Hochschulen und den Schweizerischen Akkreditierungsrat mit seiner 
Akkreditierungsagentur auf. Diese organisiert sich selbst und wird sich voraussichtlich auch künf-
tig zu einem erheblichen Anteil durch Beiträge ihrer Mitglieder, also über die Hochschulbudgets, 
finanzieren. Für die ständigen Aufgaben, welche der Rektorenkonferenz mit der Zusammenar-
beitsvereinbarung übertragen werden, sowie für Aufträge, die ihr die Schweizerische  Hochschul-
konferenz erteilt, wird die Rektorenkonferenz voraussichtlich mit einem Beitrag von Bund und 
Kantonen entschädigt. Insofern ist auch bei der Finanzierung der Rektorenkonferenz mit einem 
Anteil zu rechnen, der von den Kantonen getragen und nach Massgabe von Artikel 8 Absatz 2 
Hochschulkonkordat unter den Kantonen aufgeteilt wird. Wie die Tragung der Kosten- der Rekto-
renkonferenz konkret auszugestalten ist, wird wie erwähnt die Plenarversammlung der Schweize-
rischen Hochschulkonferenz auf Grundlage der Zusammenarbeitsvereinbarung entscheiden.  
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Gemäss den Vorarbeiten einer Arbeitsgruppe des Bundes und der Kantone (SBF, BBT, GS SUK, 
GS EDK) werden sich die durch das HFKG entstehenden, gemeinsam zu tragenden Kosten für 
die Schweizerische Hochschulkonferenz, die Rektorenkonferenz, den Schweizerischen Akkredi-
tierungsrat und die Akkreditierungsagentur auf insgesamt 5 bis 6 Mio. Franken jährlich belaufen. 
Werden diese Kosten je hälftig durch Beiträge des Bundes und der Kantone gedeckt, sind jährlich 
2.5 bis 3 Mio. Franken auf die Kantone zu verteilen. Ein direkter Vergleich zwischen den Kosten 
für die heutigen und jenen für die künftigen Organe ist aufgrund unterschiedlicher Rechtsgrundla-
gen, Aufgaben und Finanzierungsquellen nicht möglich, doch kann davon ausgegangen werden, 
dass die Kantone insgesamt weniger an die Hochschulkoordination beisteuern werden als bisher, 
allerdings wird die Verteilung unter den Kantonen ändern. 
 
III. Konferenz der Vereinbarungskantone 
 
Art. 9 Zusammensetzung und Organisation 
1Die Konferenz der Vereinbarungskantone setzt sich aus den Erziehungsdirektoren und Erziehungsdirekto-
rinnen der Kantone zusammen, die der Vereinbarung beigetreten sind. Sie konstituiert sich selbst. 
2Sie fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 
 
Die Konferenz der Vereinbarungskantone setzt sich aus den Erziehungsdirektorinnen und Erzie-
hungsdirektoren derjenigen Kantone zusammen, die dem Hochschulkonkordat beigetreten sind. 
Obwohl Artikel 63a BV mit der vorgesehenen gemeinsamen Steuerung des schweizerischen 
Hochschulbereichs durch Bund und Kantone implizit davon ausgeht, dass alle Kantone an der 
Koordination und der Gewährleistung der Qualitätssicherung im Hochschulbereich teilhaben sol-
len, bleiben die einzelnen Kantone frei, dem Hochschulkonkordat beizutreten. 
 
Art. 10 Aufgaben und Kompetenzen 
1Die Konferenz der Vereinbarungskantone ist verantwortlich für den Vollzug der Vereinbarung. Insbesonde-
re ist sie zuständig für den Abschluss von Vereinbarungen gemäss Artikel 4 Absatz 1 und 2, für den Ent-
scheid über Massnahmen gemäss Artikel 4 Absatz 3 und alle zwei Jahre für die Festlegung der Punkte für 
die Stimmengewichtung im Hochschulrat gemäss Artikel 7. 
2Sie schlägt der Plenarversammlung der Schweizerischen Hochschulkonferenz zwei Erziehungsdirektorin-
nen oder Erziehungsdirektoren zur Wahl als Vizepräsidentin oder als Vizepräsidenten vor.  
 
Basierend auf Artikel 10 Absatz 1 Hochschulkonkordat ist die Konferenz der Vereinbarungskan-
tone ganz generell zuständig für den Vollzug der Vereinbarung. Als solche ist sie zuständig für 
den Abschluss von Vereinbarungen gemäss Artikel 4 Hochschulkonkordat und somit auch für den 
Abschluss der Zusammenarbeitsvereinbarung zwischen Bund und Kantonen. Zudem legt sie im 
Sinne einer Bestätigung der Berechnung alle zwei Jahre die Punkte für die Stimmengewichtung 
im Hochschulrat fest, die im Anhang zur Vereinbarung festgehalten wird.  
 
Gemäss Artikel 10 Absatz 2 Hochschulkonkordat ist die Konferenz der Vereinbarungskantone 
auch zuständig, der Plenarversammlung der Schweizerischen Hochschulkonferenz aus ihrer Mit-
te zwei Erziehungsdirektorinnen oder Erziehungsdirektoren zur Wahl als Vizepräsidentin oder als 
Vizepräsidenten vorzuschlagen. 
 
IV. Interkantonale Finanzierung der Hochschulen 
 
Art. 11 Interkantonale Hochschulbeiträge 
Die interkantonalen Hochschulbeiträge werden auf der Grundlage der Interkantonalen Universitätsverein-
barung (IUV) vom 20. Februar 19972 und der Interkantonalen Fachhochschulvereinbarung (FHV) vom 12. 
Juli 20033 ausgerichtet. 
 

                                                
2Sammlung der Rechtsgrundlagen der EDK, Ziffer 3.1 
3Sammlung der Rechtsgrundlagen der EDK, Ziffer 3.3 
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Artikel 11 Hochschulkonkordat hält explizit fest, dass die interkantonalen Hochschulbeiträ-
ge weiterhin  
auf der Grundlage der beiden bestehenden Finanzierungs- und Freizügigkeitsvereinbarungen, 
der Interkantonalen Universitätsvereinbarung (IUV) vom 20. Februar 1997 und der Interkantona-
len Fachhochschulvereinbarung (FHV) vom 12. Juni 2003, ausgerichtet werden.  
 
Die Finanzierung der Pädagogischen Hochschulen erfolgt in Anwendung der Fachhochschulver-
einbarung. 
 
V. Titelschutz 
 
Art. 12 Bezeichnungs- und Titelschutz 
1Der Schutz der Hochschulbezeichnungen richtet sich nach Artikel 62 HFKG.  
2Wer einen Titel führt, der auf Basis kantonalen oder interkantonalen Rechts geschützt ist, ohne dass er 
über den entsprechenden anerkannten Ausbildungsabschluss verfügt, oder wer einen entsprechenden Titel 
verwendet, der den Eindruck erweckt, er habe einen anerkannten Ausbildungsabschluss erworben, wird mit 
Busse bestraft. Fahrlässigkeit ist strafbar. Die Strafverfolgung obliegt den Kantonen. 
 

Artikel 12 Hochschulkonkordat regelt auf interkantonaler Ebene den Schutz der Bezeichnungen 
von Hochschulinstitutionen: Hochschulinstitutionen, die nicht institutionell akkreditiert sind, dürfen 
die  
Bezeichnungen «Universität», «Fachhochschule» oder «Pädagogische Hochschule» bezie-
hungsweise Ableitungen davon sowie die englischen Bezeichnungen «University», «University of 
Applied Sciences» und «University of Teacher Education» nicht führen. Die Formulierung des 
Bezeichnungsschutzes  
hält sich an die entsprechende Bestimmung des HFKG (Artikel 62). 
Artikel 62 Absatz 2 HFKG sieht vor, dass der Titelschutz der Hochschulabsolvierenden sich nach 
den jeweiligen Rechtsgrundlagen der Institutionen richtet. Um unterschiedliche Regelungen in 
den kantonalen Trägererlassen zu vermeiden, wird in Artikel 12 Absatz 2 Hochschulkonkordat der 
Titelschutz auf interkantonaler Ebene geregelt. Die Strafverfolgung hingegen obliegt den Kanto-
nen. 
 
VI. Schlussbestimmungen 
 
Art. 13 Vollzug 
1Die Geschäftsführung im Vollzug dieser Vereinbarung obliegt dem Generalsekretariat der EDK. Unter Ein-
bezug der zuständigen Amtschefinnen und Amtschefs der Kantone besorgt es die laufenden Arbeiten der 
Konferenz der Vereinbarungskantone sowie die übrigen hochschulpolitischen Geschäfte der EDK, soweit 
nicht andere Zuständigkeiten bestehen, und arbeitet mit dem zuständigen Bundesamt zusammen. 
2Die Zusammenarbeit mit dem zuständigen Bundesamt bei der Geschäftsführung für den Hochschulrat der 
Schweizerischen Hochschulkonferenz erfolgt über die zuständigen Amtschefinnen und Amtschefs der im 
Hochschulrat vertretenen Kantone und eine Vertretung des Generalsekretariats der EDK.  
3Die Kosten der Vereinbarungstätigkeit werden unter Vorbehalt von Artikel 8 nach Massgabe der Einwoh-
nerzahl unter den Vereinbarungskantonen verteilt.  
 
Gemäss Artikel 13 Absatz 1 Hochschulkonkordat besorgt das Generalsekretariat der EDK im 
Rahmen des Vollzugs des Hochschulkonkordats unter Einbezug der zuständigen Amtschefinnen 
und Amtschefs der Kantone die laufenden Arbeiten der Konferenz der Vereinbarungskantone, 
insbesondere die vorbereitende Geschäftsführung der Konferenz der Vereinbarungskantone, so-
wie die übrigen hochschulpolitischen Geschäfte der EDK und es arbeitet mit dem Bundesamt 
zusammen, das für die Geschäftsführung zuständig ist (Artikel 14 HFKG). Eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit auf der Ebene Geschäftsführung ist erforderlich, um die Sicht und die Instru-
mente der Kantone bereits im Zuge der Vorbereitung der Geschäfte und sodann bei deren Voll-
zug effizient einzubeziehen. Es geht dabei um Geschäftstätigkeiten, die vom Generalsekretariat 
der EDK bereits heute geleistet werden (nach geltendem Recht im Rahmen des Schweizerischen 
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Fachhochschulrats, in der Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Universitätskonferenz, mit 
dem WBF).  
 
Artikel 13 Absatz 2 Hochschulkonkordat regelt die Zusammenarbeit mit dem zuständigen Bun-
desamt bei der Geschäftsführung für den Hochschulrat der Schweizerischen Hochschulkonfe-
renz. Seitens der Kantone sind daran beteiligt: die zuständigen Amtschefinnen und Amtschefs 
jener Kantone, die im Hochschulrat vertreten sind, und eine Vertretung des Generalsekretariats 
der EDK. 
 
Artikel 13 Absatz 3 Hochschulkonkordat sieht vor, dass Kosten, die im Rahmen des Vollzugs der 
vorliegenden Vereinbarung entstehen und die nicht gestützt auf Artikel 8 des Hochschulkonkor-
dats abgerechnet werden, nach Massgabe der Einwohnerzahl unter den Vereinbarungskantonen 
verteilt werden. Es handelt sich dabei um bereits heute bestehende und zulasten des Schulkon-
kordats 1970 abgerechnete Kosten für Tätigkeiten im Rahmen der interkantonalen Zusammenar-
beit im Hochschulbereich, soweit es sich nicht um Tätigkeiten handelt, die über die IUV und die FHV 
abgerechnet werden. 
 
Art. 14 Streitbeilegung  
1Auf Streitigkeiten, die sich aus dem vorliegenden Hochschulkonkordat ergeben, wird das Streitbeilegungs-
verfahren gemäss der Rahmenvereinbarung für die interkantonale  Zusammenarbeit mit Lastenausgleich 
(IRV) vom 24. Juni 2005 angewendet.  
2Kann die Streitigkeit nicht beigelegt werden, entscheidet auf Klage hin das Bundesgericht gemäss Artikel 
120 Absatz 1 Buchstabe b des Bundesgerichtsgesetzes4. 
 
Im Hinblick auf die im Hochschulkonkordat enthaltenen Bestimmungen über die Zusammenset-
zung des Hochschulrates und die Stimmengewichtung ist es sinnvoll und gerechtfertigt, bei Strei-
tigkeiten, die sich aus dem Hochschulkonkordat ergeben, das in der IRV geregelte Streitbeile-
gungsverfahren durchzuführen. Aus diesem Grund wird im Hochschulkonkordat auf das 
Streitbeilegungsverfahren der IRV verwiesen. Erst nach einem erfolglos durchgeführten Streitbei-
legungsverfahren soll die Klage an das Bundesgericht gemäss Artikel 120 Absatz 1 Buchstabe b 
des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BGG) vom 17. Juni 2005 möglich sein. 
 
Art. 15 Beitritt 
Der Beitritt zu dieser Vereinbarung wird dem Vorstand der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren gegenüber erklärt.  
 
Das Ratifikationsverfahren wird in jedem Kanton nach je kantonalem Recht durchgeführt. Die 
jeweilige Kantonsregierung erklärt dem Vorstand der EDK gegenüber den Beitritt. 
 
Art. 16 Austritt  
1Der Austritt aus der Vereinbarung muss dem Vorstand der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren gegenüber erklärt werden. Er tritt auf Ende des dritten Kalenderjahres, das der Aus-
trittserklärung folgt, in Kraft. 
2Mit dem Austritt gelten alle Vereinbarungen gemäss Artikel 4 auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Aus-
tritts ebenfalls als gekündigt. 
 
Ein Kanton, welcher der Vereinbarung beigetreten ist, hat gemäss Artikel 16 Absatz 1 Hochschul-

konkordat auch das Recht, gegenüber dem Vorstand der EDK den Austritt aus der Vereinbarung 
zu erklären. Die Kündigungsfrist beträgt drei ganze Kalenderjahre. Für die verbleibenden Verein-
barungskantone bleibt die Vereinbarung vollumfänglich in Kraft. 
 

                                                
4Bundesgesetz über das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 (Bundesgerichtsgesetz, BGG); SR 173.110  
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Artikel 16 Absatz 2 Hochschulkonkordat sieht vor, dass mit dem Austritt eines Kantons aus der 
Vereinbarung implizit auch sämtliche anderen Vereinbarungen gemäss Artikel 4 als gekündigt 
gelten. 
 
Art. 17 Inkrafttreten 
1Der Vorstand der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren entscheidet über das 
Inkrafttreten der Vereinbarung, wenn ihr mindestens 14 Kantone beigetreten sind, davon mindestens acht 
der Konkordatskantone des Interkantonalen Konkordats über universitäre Koordination vom 9. Dezember 
1999. Die Inkraftsetzung erfolgt jedoch frühestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des HFKG. 
2Das Inkrafttreten ist dem Bund zur Kenntnis zu bringen. 
 
Artikel 17 Hochschulkonkordat betreffend das Inkrafttreten ist analog zu Artikel 12 des Interkan-
tonalen Konkordats über universitäre Koordination vom 9. Dezember 1999 (Universitätskonkor-
dat) formuliert: Für das Inkrafttreten des heute geltenden Universitätskonkordats war der Beitritt 
von «mehr als der Hälfte der Universitätskantone» (mindestens sechs Universitätskantone) not-
wendig. Dementsprechend setzt der Vorstand der EDK die Vereinbarung gemäss Artikel 17 Ab-
satz 1 Hochschulkonkordat in Kraft, wenn ihr mindestens 14 Kantone (die Hälfte aller Kantone + 
1) beigetreten sind und – als zusätzliche Bedingung – davon mindestens acht (das entspricht vier 
Fünfteln) Konkordatskantone des Interkantonalen Konkordats über universitäre Koordination. Der 
Bezug auf das Universitätskonkordat erfolgt mit Rücksicht auf dessen Ablösung durch das neue 
Hochschulkonkordat. Das gleichzeitige Erfordernis einer Mehrheit der Kantone und einer Vierfünf-
telmehrheit der Universitätskantone des bestehenden und abzulösenden Universitätskonkordats 
ermöglicht ein rasches Umsetzen des Verfassungsauftrages, der in Artikel 63a definiert ist und 
mit dem Erlass des HFKG konkretisiert wird.   
 
Die formelle Inkraftsetzung der Vereinbarung bedarf eines Beschlusses des Vorstands der EDK. 
Gemäss Artikel 48 Absatz 3 BV ist das Inkrafttreten dem Bund zur Kenntnis zu bringen. 

5. Finanzielle Folgen 

Die wesentlichen Finanzströme des Hochschulwesens ergeben sich aus den Globalbeiträgen des 
Kantons an die Hochschulen selber, aus der Interkantonalen Universitätsvereinbarung (IUV) und 
aus den Grundbeiträgen an die Hochschulen gemäss Universitätsförderungsgesetz (UFG) und 
Fachhochschulgesetz (FHG). Die zwei letztgenannten Gesetzesgrundlagen sollen mit Wirksam-
keit ab 2015 im neuen Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz (HFKG) zusammengelegt 
werden. Der Beitritt zum Hochschulkonkordat berührt keine dieser kostenintensiven Finanzie-
rungsgrundlagen. Die finanziellen Folgen betreffen lediglich die Geschäftsführung und das Sekre-
tariat des Konkordats. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die Kosten für das Hochschulkonkordat sich im Rahmen der ak-
tuellen administrativen Aufwendungen für die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) und 
dem eidgenössischen Fachhochschulrat (EFHR) bewegen. Der Beitrag des Kantons Basel-Stadt 
zu diesen vom Bund und den Kantonen gemeinsam getragenen Kosten betrug im Rechnungsjahr 
2012 rund 135‘000.-- Franken. 

6. Antrag 

Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemäss § 8 des Gesetzes über den 
kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 14. März 2012 überprüft. 
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Gestützt auf unsere Ausführungen beantragen wir dem Grossen Rat die Annahme des nachste-
henden Beschlussentwurfes 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

      
 
Dr. Guy Morin 
Präsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 
 
 
 
Beilagen: 
- Entwurf Grossratsbeschluss 
- Interkantonale Vereinbarung über den schweiz. Hochschulbereich (Hochschulkonkordat    
  vom 20. Juni 2013 
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Grossratsbeschluss betreffend Interkantonalen Vereinbarung über 
den schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulkonkordat) 
 
 
(vom [Datum eingeben]) 
 
Der Grosse Rat des Kantons Basel Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungs-
rates Nr. ……… vom ……… und nach dem mündlichen Antrag der Bildungs- und Kulturkommis-
sion vom ………., beschliesst: 
 
Der Grosse Rat stimmt dem Beitritt des Kantons Basel-Stadt zur Interkantonalen Vereinbarung 
über den schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulkonkordat) vom 20. Juni 2013 zu und 
ermächtigt den Regierungsrat, diese Vereinbarung zu unterzeichnen 
 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er untersteht dem Referendum und wird nach Eintritt der 
Rechtskraft sofort wirksam. 
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I nlerko nlonole Vereinborung
über den schweizerischen Hochschulbereich
(Hochschulkonkordol)

vom 20. Juni 201 3

Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK), gesttitzt auf Artikel 63a Absätze 3 und 4 der
Schweizerischen Bundesverfassung (BV), beschliesst:

l. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1. Ztneck

Die Vereinbarung regelt die Zusammenarbeit der Vereinba-
rungskantone untereinander und mit dem Bund bei der Koor-
dination im schweizerischen Hochschulbereich. Insbesondere
schafft sie die Grundlage, um im Rahmen des Bundesgesetzes
über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im
schweizerischen Hochschulbereich (HFKG)1 gemeinsam mit
dem Bund

a. fär die KoordinatiorU die Qualität und die Wettbewerbs-
fähigkeit des gesamtschweizerischen Hochschulbereichs zu
sorgerL namentlich durch die Einrichfung gemeinsamer
Organe;

b. die Qualitätssicherung und die Akkreditierung nr regeþ

1 Br.rndesgesetz tber die Förderung der Hochschulen und die Koordination im
schweizerischen Hochschulbereich vom 30. September 2011
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c. die Aufgabenteilung in besonders kostenintensiven Berei-
chen zu gewährleisten;

d. die in Artikel3 HFKG definierten Ziele umzusetzen.

Art.2 Vereinbarungskantone

lDie Vereinbarungskantone sind Mitglieder der Schweizeri-
schen Hochschulkonferenz und auf diese Weise gemeinsam mit
dem Bund an der Koordination im Hochschulbereich beteiligt.

2Sie sind Hochschulkantone, sofern sie Träger einer anerkann-
ten Hochschule oder einer Institution gemäss Artikel 3 Buch-
stabe d sind.

Art.3 Geltungsbereich

Die Vereinbarung ist anwendbar auf

a. kantonale und interkantonale Universitäten,
b. kantonale und interkantonale Fachhochschulen und
c. kantonale und interkantonale Pädagogische Hochschulen

sowie
d. von den Kantonen geführte Institutionen der Hochschul-

lehre im Bereich der Grundausbildung, die vom Bund als
beitragsberechtigt anerkannt sind.

Art.4 Zusammenarbeit mit dem Bund

lDie Vereinbarungskantone schliessen mit dem Bund zu Er-
füllung der gemeinsamen Aufgaben eine Zusammenarbeits-
vereinbarung gemäss Artikel6 HFKG ab.

2Die Konferenz det Vereinbarungskantone kann zur Erreichung
des in Artikel 1 umschriebenen Zwecks mit dem Bund weitere
Vollzugsvereinbarungen abschliessen.

2



3wfud die Zusammenarbeitsvereinbarung nicht abgeschlossen
oder aufgehoberç ergreifen die Vereinbarungskantone die nö-
tigen Massnahmen, um die Koordination ihrer Hochschulpoli-
tik zu gewährleisten.

3



Art.5

Gemeinsqme Orgone

Grundsøtz

lDie Vereinbarungskantone und der Bund schaffen mit der
Zusammenarbeitsvereinbarung die im HFKG definierten Orga-
ne zur gemeinsamen Koordination im schweizerischen Hoch-
schulbereich.

2Die Schweizerische Hochschulkonferenz ist das gemeinsame
Organ von Bund und Kantonen.

3Im Weiteren bestehen folgende gemeinsame Organe:

a. die Rektorenkonferenz der schweizerischen Hochschulen;
b. der Schweizerische Akkreditierungsrat mit der Schweizeri-

schen Agentur für Akkreditierung und Qualitätssicherung
(Schweizerische Akkreditierungsagentur).

aZuständigkeiter¡ Organisation und Beschlussverfahren der ge-
meinsamen Organe regeln das HFKG und die Zusammen-
arbeitsvereinbarung.

Art.6 SchweizerischeHochschulkonferenz

tDie Schweizerische Hochschulkonferenz ist das oberste
hochschulpolitische Organ der Schweiz. Sie sorgt als Plenar-
versammlung oder als Hochschulrat im Rahmen der im HFKG
definierten Zuständigkeiten und Verfahren für die Koordi-
nation im schweizerischen Hochschulbereich durch Bund und
Kantone.

2Die Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren der
Vereinbarungskantone sind Mitglieder der Plenarversammlung
der Schweizerischen Hochschulkonferenz.
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3Die zehn Erziehungsdirektorinnen oder Erziehungsdirektoren
der Universitätskantone, welche dem Interkantonalen Konkor-
dat über universitäre Koordination vom 9. Dezember 1999
beigetreten sind, haben Einsitz im Hochschulrat. Die Konferenz
der Vereinbarungskantone wählt jeweils auf vier Jahre jene vier
weiteren Trägerkantone, die im Hochschulrat ebenfalls Einsitz
nehmen. Welche Hochschulen die Mitglieder des Hochschul-
rats vertreten und wie viele Punkte ihnen zugeteilt werden, ist
im Anhang aufgeführt.

aDie Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren üben
ihr Amt persönlich aus. Im Verhinderungsfall können sie in
begründeten Fällen eine Vertretung bestimmerç die das Stimm-
recht wahrnimmt.

Art. 7 Gewichtung der Stimmenbei Beschlüssen des

Hochschulrats

Für die Gewichtung der Stimmen bei Beschlüssen des Hoch-
schulrats gemäss Artikel 17 HFKG erhält jede kantonale
Vertretung im Hochschulrat eine Anzahl Punkte proportional
zur Anzahl immatrikulierter Studierender, die auf dem Gebiet
des Kantons an den kantonalen Hochschulen und an interkan-
tonalen Hochschulen oder deren Teilschulen studieren. Die
Mitglieder des Hochschulrats erhalten im Minimum einen
Punkt. Die Zuteilung der Punkte ist im Anhang dargestellt.

Art. 8 Finønzierung der gemeinsamen Organe

lDie Vereinbarungskantone beteiligen sich zu höchstens 50 Pro-
zent an den Kosten der Schweizerischen Hochschulkonferenz
gemäss Artikel9 Absatz 2 HFKG.

2Der Beitrag gemäss Absatz 1 wird von den Vereinbarungs-
kantonen nach folgendem Verteilschlüssel getragen:

a. eine Hälfte entsprechend ihrer Einwohnerzahl;
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b. eine Hälfte von den Hochschulträgern entsprechend der
Zal:.l der von fünen vertretenen Studierenden.

3Die Hochschulträger beteiligen sich entsprechend der Zahl der
von ihnen vertretenen Studierenden zu höchstens 50 Prozent

a. an den Kosten der Rektorenkonferenz, soweit sich diese aus
der Erfüllung der Aufgaben gemäss HFKG ergeberç

b. und an den Kosten des Schweizerischen Akkreditierungs-
rats und dessen Akkreditierungsagentur, soweit diese nicht
durch Gebühren gemäss Artikel35 Absatz 1 HFKG gedeckt
sind.

aTrägerschaften mit mehreren Kantonen regeln selbstständig,
wie diese Kosten unter den beteiligten Kantonen aufgeteilt
werden.

sDie Zusammenarbeitsvereinbarung enthält die Grundsätze,
nach denen die Schweizerische Hochschulkonferenz die Tra-
gung der Kosten der Rektorenkonferenz regelt.

lll. Konferenz der Vereinborungskonlone

Art. 9 Zusammensetzung und Orgønisøtion

lDie Konferenz der Vereinbarungskantone setzt sich aus den
Erziehungsdirektoren und Erziehungsdirektorinnen der Kan-
tone zusammen, die der Vereinbarung beigetreten sind. Sie
konstituiert sich selbst.

2Sie fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit von zwei Dritteln
der anwesenden Mitglieder.

ArL10 Aufgaben und Kompetenzen
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lDie Konferenz der Vereinbarungskantone ist verantwortlich
ftir den Vollzug der Vereinbarung. Insbesondere ist sie zu-
sttindig für den Abschluss von Vereinbarungen gemäss Arti-
kel 4 Absatz 1 und 2, für den Entscheid über Massnahmen
gemäss Artikel 4 AbsaØ 3 und alle zwei Jahre für die Fest-
legung der Punkte für die Stimmengewichtung im Hochschul-
rat gemäss Artikel 7.

2Sie schlägt der Plenarversammlung der Schweizerischen Hoch-
schulkonferenz zwei Erziehungsdirektorinnen oder Erzie-
hungsdirektoren zur Wahl als Vizepräsidentin oder als Yize-
präsidenten vor.
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lV. lnlerkonlonoleFinonzierungderHochschulen

Art. 1.1. Interkantonale Hochschulbeiträge

Die interkantonalen Hochschulbeiträge werden auf der Grund-
lage der Interkantonalen Universitåitsvereinbarung (IUV) vom
20. Februar 199V wd der Interkantonalen Fachhochschul-
vereinbarung (FHV) vom 12. Juli 20039 ausgerichtet.

V Tilelschulz

Art. 1.2 Bezeichnungs- und Titelschutz

lDer Schutz der Hochschulbezeichnungen richtet sich nach
Artikel62 HFKG.

2Wer einen Titel führt, der auf Basis kantonalen oder inter-
kantonalen Rechts geschützt isl ohne dass er über den ent-
sprechenden anerkannten Ausbildungsabschluss verfügt, oder
wer einen entsprechenden Titel verwendet der den Eindruck
erweckt er habe einen anerkannten Ausbildungsabschluss
erworben, wird mit Busse bestraft. Fahrlässigkeit ist strafbar.
Die Strafuerfolgung obliegt den Kantonen.

vt.

Art.13

Schlussbeslimmungen

Vollzug

2 Sarrunlung der Rechtsgrundlagen der EDK, Ztller 3.1
3 Sammlung der Rechtsgrundlagen der EDIÇ ZiÍ6er 3.3
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lDie Geschäftsftihrung im Vollzug dieser Vereinbarung obliegt
dem Generalsekretariat der EDK. Unter Einbezug der ntstän-
digen Amtschefinnen und Amtschefs der Kantone besorgt es

die laufenden Arbeiten der Konferenz der Vereinbarungs-
kantone sowie die übrigen hochschulpolitischen Geschäfte der
EDK soweit nicht andere Zuständigkeiten bestehen, und arbei-
tet mit dem zuständigen Bundesamt zusammen.

2Die Zusammenarbeit mit dem zuständigen Bundesamt bei der
Geschäftsführung ftir den Hochschulrat der Schweizerischen
Hochschulkonferenz erfolgt über die zuständigen Amtsche-
finnen und Amtschefs der im Hochschulrat vertretenen Kan-
tone und eine Vertrefung des Generalsekretariats der EDK.

3Die Kosten der Vereinbarungstätigkeit werden unter Vorbehalt
von Artikel 8 nach Massgabe der Einwohnerzahl unter den
Vereinbarungskantonen verteilt.

Art.1.4 Streitbeilegung

lAuf Streitigkeiteru die sich aus dem vorliegenden Hochschul-
konkordat ergeberç wird das Streitbeilegungsverfahren gemäss
der Rahmenvereinbarung für die interkantonale Zusammen-
arbeit mit Lastenausgleich (IRV) vom 24.1uni2005 angewendet.

2Karm die Streitigkeit nicht beigelegt werderç entscheidet auf
Klage hin das Bundesgericht gemäss Artikel 120 Absatz 1 Buch-
stabe b des Bundesgerichtsgesetzesa.

Art.1.5 Beitritt

Der Beitritt zu dieser Vereinbarung wird dem Vorstand der
Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren gegenüber erklärt.

a Bundesgesetz über das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 (Bundesgerichts-
gesetz, BGG); SR 173.110

9



Art.1-6 Austritt

lDer Austritt aus der Vereinbarung muss dem Vorstand der
Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren gegenüber erklärt werden. Er tritt auf Ende des dritten
Kalenderjahres, das der Austrittserklärung folgt, in Kraft.
2 Mit dem Austritt gelten alle Vereinbarungen gemäss Artikel 4
auf den Zeitpunkt des Inkrafthetens des Austritts ebenfalls als
gekündigt.

Art.1.7 Inkrafttreten

lDer Vorstand der Schweizerischen Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren entscheidet über das Inkrafttreten der
Vereinbarung, wenn ihr mindestens 14 Kantone beigetreten
sind, davon mindestens acht der Konkordatskantone des Inter-
kantonalen Konkordats über universitäre Koordination vom
9. Dezember 1999. Die Inkraftsetzung erfolgt jedoch frühestens
n;rmZeitpttnkt des Inkrafthetens des HFKG.

2Das Inkraftheten ist dem Bund zur Kenntris zu bringen.

Betn,20. Juni 2013

Im Namen der Schweizerischen Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirektoren

Die Präsidentin:
Isabelle Chassot

Der Generalsekretär:
Hans Ambühl
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1.1.



Anhong

Vertretung im Hochschulrøt gemäss Artikel 6 und Zuordnung
aon Punktenbei der Gewichtung der Stimmenbei Beschlüssen des

Hochschulrats gemäss Artikel 7

Die Berechnung der Punkte erfolgt alle zwei |ahre aufgrund der
Durchschnit[swerte der vorangehenden fahre. Die Konferenz
der Vereinbarungskantone veröffentlicht die jeweils aktuelle
Zutetlung in diesem Anhang zur Vereinbarung. Die nach-
stehend aufgelisteten Punkte basieren auf dem Durchschnitt
der Studierendenzahlen 201.0/2011. und 2011./2012 (Quelle:
Bundesamt für Statistik) sowie auf den Angaben der Kantone.

Vertretung im Hochschulrøt und Punkteaerteilung

1. Vertretung der Universitätskantone
im Hochschulrat Punkte

Ztirich: Universitèit Ztirich, ZüLrcher Fachhoc.hschule, Pädagogische
Hochschule Zwich, Interkantonale Hochschule für Heilpädagogik

42

Bern: Universität Bem, Bemer Fachhochschule, Ptidagogische
Hochschule Bem, Standorte der Haute école pédagogique BEJUNE
imKanton Bem

,,

Waadt: Universitåit Lausanne, Haute école pédagogique du canton
de Vau{ Standorte der Haute école spécialisée de Suisse
occidentale im Kanton Waadt

19

Genf: Universität Genf, Standorte der Haute école spécialisée de
Suisse occidentale im Kanton Genf

18

Basel-Stadt: Universität Basel, Standorte der Fachhochschule
Nordwestschweiz im Kanton Basel-Stadt

15
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Freiburg: Universität Freiburg, Pädagogische Hochschule
Freiburg Standorte der Haute école spécialisée de Suisse
occidentale im Kanton Freiburg

l.l.

St, Gallen: Universität St. Galleru
Kantons St. Gallen, Standorte der
Kanton St. Gallen

Pädagogische Hochschule des
Fachhodrschule Ostschweiz im

11,

Luzern: Universität Luzem, Standorte der Fachhochschule
Zentralschweiz (Hochschule Luzem) im Kanton Luzem,
Pädagogische Hochschule Luzem (ab 2013)

Neuenburg: Universität Neuenburg. Standorte der Haute école
spécialisée de Suisse occidentale im Kanton Neuenbu& Standorte
der Haute école pédagogique BE|UNE im Kanton Neuenburg

Tessin: Universit2it Tessin, Scuola r¡niversitaria professionale della
Svizzera italiana

2. Weitere Vertretungen im Hochschulrat
gemäss Artikel6 Absatz 3

Gemäss Artikel 6 Absatz 3 wählt die Konferenz der Verein-
barungskantone jeweils auf vier Jahre jene vier weiteren
Trägerkantone, die im Hochschulrat Einsitz nehmen. Basierend
auf dieser Bestimmung können die Erziehungsdfuektorinnen
oder Erziehungsdfuektoren der Träger folgender Hochschulen
in den Hochschulrat gewählt werden:

. Påidagogtsche Hochschule Wallis
o PädagogischeHochschuleGraubtinden
o PädagogrscheHochschr¡leThurgau
o PädagogrscheHochschuleSchalftrausen
. Pädagog¡sche Hochschule Schwyz (ab 2013)
o PädagogrscheHochschule Zry@b2013)
o Standorte der Haute école pédagogique BEJUNE im Kanton Jura

9

6

6
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o Standorte der Fachhochschule Nordwestschweiz in den Kantonen Aargau,
Basel-Iandschaft, Solothum

o Standorte der Haute école spécialisée de Suisse occidentale in den
Kantonen Wallis und fura

o Standorte der Fachhochsdrule Ostschweiz im Kanton Graubtlnden

Die Zahl der Studierenden sämtlicher Hochschulen entspricht
einem Total von 170 Punkten. Davon enffallen elf Punkte auf
die unter Zúfler 2 des Anhangs aufgeführten Hochschulen.
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